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Hallo Wahlkreis ! 
Liebe Genossinnen und Genossen,  
De Maizière ist nicht nur angeschlagen- er wackelt. Die 
Ereignisse überschlagen sich auch in dieser Sitzungs-
woche. Aufklärung wird es freiwillig nicht geben. Deshalb 
muss der Untersuchungsausschuss her. Peer Steinbrück hat 
dagegen in dieser Woche sein Kompetenzteam komplettiert. 
Wir haben gute Köpfe, gute Themen - Der Wahlkampf kann 
beginnen. Wer sich engagieren will, kann sich unter  
www.mitmachen.spd.de anmelden und registrieren lassen 
und aktiv am Wahlkampf teilnehmen. Ob am Infostand oder 
Helferpakete packen, Hausbesuchsbegleitung oder 
Chauffeur für ein paar Stunden - die Einsatzmöglichkeiten 
sind vielfältig! Der Countdown läuft: es sind noch genau 100 
Tage bis zur Wahl. Lasst sie uns nutzen! Wenn ihr Fragen 
zum Wahlkampf habt oder euch engagieren wollt, Material 
braucht oder sonst etwas auf dem Herzen habt, dann kommt 
vorbei in unserer Kampa „wählbar“ in Betzdorf ! Carpe diem! 
Herzlichst,  

eure Sabine 
 
 

Topthema 
Flutkatastrophe – Fluthilfeprogramm. Jetzt  

Die Bilder von überfluteten Landstrichen, von Menschen, die 
ihre Häuser aufgeben müssen und die teilweise nach 2002 
schon wieder zu Schaden gekommen sind, lassen keinen 
kalt. In diesen Stunden gibt es nur eine Botschaft: Wir sind 
solidarisch mit denen, die es trifft. Wir unterstützen die, die 
jetzt unermüdlich kämpfen – Feuerwehr, THW, Polizei, 
Bundeswehr –, damit die aufgeweichten Deiche halten. Wir 
unterstützen die, die Hilfe leisten, Menschen Unterkunft 
bieten und Trost spenden. Wir müssen jetzt, wo die 
Beseitigung der Schäden in den Blick rückt, alles daran 
setzen, dass wie 2002 schnell und unbürokratisch geholfen 
wird. Es reicht sicher nicht aus, wenn die Bundesregierung 
100 Millionen Euro Soforthilfe zusagt und alle Fragen der 
Umsetzung offen lässt. Das Ausmaß der Zerstörung ist weit 
größer. Wir brauchen ein umfassendes Fluthilfeprogramm 
des Bundes. Wir brauchen eine ehrliche und solide 
Finanzierung dafür. Das betrifft nicht nur einzelne Städte, 
Gemeinden und Kreise. Das ist eine nationale Aufgabe und 
eine Gemeinschaftsanstrengung ganz Deutschlandss.   
 

Verteidigung 
Fiasko EuroHawk - Untersuchungsausschuss kommt  

Thomas de Maizière hat am vergangenen Mittwoch vor dem 
Verteidigungs- und vor dem Haushaltsausschuss 
Erklärungen abgegeben. Er hat dabei versucht, 
Verantwortung auf Untergebene abzuwälzen, und behauptet, 
er selbst sei erst am 13. Mai über die Entscheidung in 
Kenntnis gesetzt worden, dass das Ministerium aus dem 
Projekt aussteigen werde. Diese Selbstverteidigungs-
strategie ist in sich zusammen gefallen wie ein Kartenhaus: 
Falsch ist die Behauptung, de Maizière sei mit den 
Problemen beim Euro-Hawk nicht befasst worden, falsch 
auch, es habe keine Vorlage an den Minister gegeben. 
Vielmehr gab es sowohl mündliche Unterrichtungen als auch 
schriftliche Vorlagen, die den Minister über Probleme 
informiert haben. Er war persönlich weit früher als behauptet 
im Bilde. Falsch ist auch die Behauptung, durch die 
Verschleppung von Entscheidungen sei Geld gespart 
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worden. Tatsache ist, dass der Bundesrepublik während der 
Verzögerung erhebliche Mehrkosten entstanden sind. Im 
Übrigen bleibt es dabei, dass es im Ergebnis keine 
flugfähige Drohne gibt und dass Thomas de Maizière mehr 
als eine halbe Milliarde Euro Steuergeld in den Sand gesetzt 
hat. Unverantwortlich ist es schließlich, dass der Minister 
sich weigert, für eigene Fehler selbst gerade zu stehen und 
stattdessen mit dem Finger auf Untergebene zeigt. Der 
Rücktritt von Thomas de Maizière ist unausweichlich 
geworden.  
Er handelt selbstgerecht und uneinsichtig. Er hat vor dem 
Parlament im Bemühen, sich weiß zu waschen, falsche 
Angaben gemacht. Er unternimmt nicht einmal den Versuch, 
auf die immer drängender werdenden Fragen der 
Öffentlichkeit Antworten zu geben. Sein Auftritt vor den 
Abgeordneten des Verteidigungsausschusses am Montag 
und sein anschließender Gang vor die Bundespresse-
konferenz lassen die Zweifel an seiner bisherigen 
Darstellung zum Scheitern des Projekts „Euro Hawk“ weiter 
wachsen. Seine Behauptung, von niemandem in seinem 
Umfeld oder der Rüstungswirtschaft über die 
Schwierigkeiten beim Beschaffungsvorhaben Aufklärungs-
drohne unterrichtet worden zu sein, ist nicht glaubwürdig. 
Die Verantwortung für das Versagen seines Ministeriums ist 
er nicht bereit zu übernehmen. Da Herr de Maizière 
offensichtlich nicht freiwillig bereit ist, umfassend zur 
weiteren Aufklärung beizutragen, kann nur ein 
Untersuchungsausschuss diese Aufgabe leisten. Wir haben 
ihn deshalb im Bundestag beantragt. 
 

Finanzen 
Bankenunion- Der erste Schritt 

In dieser Woche haben wir über den ersten Schritt zu einer 
europäischen Bankenunion entschieden. Zur Abstimmung 
steht ein Gesetz, das die Bundesregierung ermächtigt, der 
Übertragung einer einheitlichen europäischen 
Bankenaufsicht auf die Europäische Zentralbank (EZB) 
zuzustimmen.  
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Bei dieser Entscheidung geht es um die Kontrolle der 
Finanzmärkte, um den Schutz des Steuerzahlers und um die 
lang überfällige politische Lösung der Krise im Euroraum. 
Peer Steinbrück hat bereits im Herbst 2012 ein umfassendes 
Konzept zur Bändigung der Finanzmärkte vorgelegt. Die 
SPD-Bundestagsfraktion hat entsprechend dieser Initiative 
die europäische  
Bankenunion als einen unverzichtbaren Baustein der 
Krisenlösung gefordert. Tatsache ist: Die Finanzkrise hat die 
Staaten Europas gezwungen, ihr Bankensystem mit 
Rettungspaketen in Milliardengröße über Wasser zu halten. 
Die tiefe realwirtschaftliche Rezession, zahlungsunfähige 
Betriebe und Privatpersonen haben weitere Kreditausfälle 
verursacht. In einzelnen Ländern kam es zu schweren 
Verwerfungen. Investoren haben das Vertrauen verloren und 
massiv Geld aus den Krisenländern abgezogen. Die 
Finanzlücken der Banken wurden dann mit Krediten der EZB 
gestopft. Die Folgen dieser Entwicklung: Ein dramatischer 
Anstieg der Staatsverschuldung in den bisherigen 
Musterländern Spanien und Irland, ein Schuldenschnitt in 
Griechenland und ausufernde Haftungsrisiken für marode 
Banken in der Bilanz der EZB. Wir fordern, dass der 
Teufelskreis von Bankenkrise und Staatsschulden 
durchbrochen wird. Die Haftungsrisiken der Banken müssen 
aus den Staatshaushalten und aus der Bilanz der 
Zentralbank wieder zurück in den Privatsektor. Die 
Zahlungsschwierigkeiten einzelner Banken und Staaten 
dürfen nicht weiter der Bremsklotz der wirtschaftlichen 
Entwicklung sein und als Damoklesschwert den 
Zusammenhalt der Eurozone gefährden. Die geldpolitischen 
Rettungsaktionen der EZB sind keine dauerhaft tragfähige 
Lösung, um das Vertrauen in die Eurozone wieder 
herzustellen. Europa braucht dringend eine politische 
Antwort auf die Krise im Euroraum, die nun schon ins vierte 
Jahr geht. Wir haben uns daher frühzeitig für eine starke 
europäische Bankenunion zur Beendigung der Staatshaftung 
bei Bankenkrisen ausgesprochen. Die Errichtung einer 
einheitlichen Bankenaufsicht ist ein erster wichtiger Schritt, 
um europaweit eine strenge Kontrolle der Banken 
durchzusetzen und so das Vertrauen in die Stabilität der 
europäischen Finanzmärkte wieder zu gewinnen.  
Wir haben dabei ebenso klargemacht, dass zu einer 
Bankenunion nicht nur eine einheitliche Bankenaufsicht 
gehört, sondern auch ein einheitlicher 
Abwicklungsmechanismus mit einem bankenfinanzierten 
Restrukturierungsfonds. Eine Bankenaufsicht hat nur dann 
den nötigen Biss, wenn Banken auch scheitern und 
abgewickelt werden können. Die Aufsicht kann daher auch 
nur der erste Schritt zu einer Bankenunion sein, weitere 
Schritte müssen folgen. Insbesondere können diese Schritte 
nicht ersetzt werden durch eine direkte Rekapitalisierung der 
Banken aus dem Europäischen Stabilitätsmechanismus 
(ESM). Dies wäre eine weitere Welle von Bankenrettungen 
auf Kosten des Steuerzahlers. Sie ist im deutschen ESM-
Finanzierungsgesetz nicht vorgesehen und daher nach 
geltender Rechtslage in Deutschland ausgeschlossen. 
Daran ändert auch die Zustimmung zur Einrichtung einer 
Bankenaufsicht nichts. Es kann somit keinen Automatismus 
auf europäischer Ebene zur umfassenden 
Bankenfinanzierung aus dem ESM geben. Wir verkennen 
nicht die vielen Fragen, die mit dem vorliegenden 

Zustimmungsgesetz zur Bankenaufsicht verbunden sind. 
Die Regierung Merkel will zwar die Bankenaufsicht, bremst 
aber alle Bemühungen, auch einen einheitlichen 
Abwicklungsmechanismus zu schaffen. Im Ergebnis sind es 
Merkel und Schäuble, die auf europäischer Ebene die voll 
funktionsfähige Bankenunion blockieren. 
Die Bundesregierung hat jeden Vertrauenskredit verspielt. 
 

Datenschutz 
Datenspeicherung in den USA – Sofort abstellen 

Die Informationen, in welch riesigem Umfang amerikanische 
Sicherheitsbehörden mit der Begründung der Terrorabwehr 
den Datenschutz und die Persönlichkeitsrechte 
europäischer Bürger verletzt haben sollen, sind 
beängstigend. Offensichtlich werden anlasslos Daten auch 
deutscher Bürgerinnen und Bürger durch die NSA 
durchscannt, gespeichert und abgegriffen, ohne dass nur 
der geringste Verdacht vorliegt.  
Die Bundesregierung ist in der Pflicht aufzuklären, in 
welchem Maße Daten deutscher Bürgerinnen und Bürger 
durchforstet und abgegriffen wurden und in welchem 
Umfang dies noch passiert. Auch vor dem Hintergrund, dass 
nicht nur bei den großen Unternehmen wie Facebook, 
Google und Apple, sondern auch bei kleineren US-
Unternehmen, deren Dienste von Millionen Menschen 
genutzt werden (Whats-App, Waze, Flickr) Daten durch die 
US-Sicherheitsbehörden abgegriffen werden könnten, ist ein 
Handeln dringend erforderlich. Die bisherige Grundlage für 
den Datenaustausch und –transfer zwischen Deutschland 
und Europa im Bereich soziale Netzwerke, Emaildienste, 
Internetkommunikation, das sogenannte Safe-Harbour-
Abkommen, ist dringend zu überprüfen und neu zu 
verhandeln. Dieses auf einer freiwilligen Selbstverpflichtung 
der jeweiligen Unternehmen, beruhende Abkommen aus 
dem Jahr 2000 ist offensichtlich nicht ausreichend. Darüber 
hinaus hat Frau Merkel sicherzustellen, dass diese Praxis 
gegenüber deutschen Bürgern zukünftig zu unterbleiben 
hat.  
Unsere Bundestagsfraktion hatte bereits 2010 eine 
Neuverhandlung dieses Abkommens gefordert. Bereits 
damals war absehbar, dass die nach dem Abkommen 
übermittelten personenbezogenen Daten, die von Europa 
aus an Unternehmen in den USA übermittelt werden, nicht 
in den USA auf Basis der im Abkommen vereinbarten, 
höheren EU-Datenschutzstandards verarbeitet werden. 
Hintergrund war, dass verschiedene Unternehmen 
fälschlicherweise behaupteten dem Abkommen zu 
unterliegen. Unsere Bundestagsfraktion fordert die 
Bundeskanzlerin auf, für Aufklärung zu sorgen. Die 
schwarz-gelbe Bundesregierung steht hier in der Pflicht.  

 

    Bonbon 
 

 „Es ist die Rede von der ´Schwulenlobby´, (im Vatikan) 
 und es stimmt. Es gibt sie. 
 Wir müssen sehen, was wir tun können.“ 
 
       (Papst Franziskus) 
 

 
  

  

 Termine 
 

 15.06.13 10.00 Uhr Wirtschaftsforum VG Rengsdorf 
 16.06.13 11.00 Uhr Sommerfest des Landrates AK 
  13.30 Uhr Schützenfest in Roßbach  
 17.06.13 07.35 Uhr Westerwald-Gymnasium AK 
  13.30 Uhr Polizeiinspektion AK 
  18.30 Uhr Kreiskonferenz Biersdorf 
 18.06.13 11.00 Uhr CJD Wissen 
  18.00 Uhr Info-VA „Altersarmut ist weiblich“ 
   Leyscherhof, Leutesdorf 
 19.06.13 08.30 Uhr IGS Hamm 
  10.00 Uhr Einweihung Fa. Wetzek, Steinebach 
  14.00 Uhr Tierschutzverein Neuwied 
 20.06.13 09.00 Uhr Karibu Hamm 
  13.30 Uhr Landesschule Neuwied 
  18.00 Uhr Fraktion vor Ort, Selters 
 21.06.13 10.00 Uhr Polizei Betzdorf 
     

 ACHTUNG: Kursivgedruckte Termine sind nichtöffentliche Termine  

 oder Termine wo eine gesonderte Einladung erforderlich ist. 
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